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ARBEITSWEG – NEUE URTEILE BESTÄTIGEN  
STEUERREGELN 

Mit verschiedenen Urtei len hat der  

Bundesfinanzhof im Apri l  2019 das  

geltende Reisekostenrecht als  verfas-

sungsgemäß bestätigt.  In den Urtei-

len ging es um die Frage, wie die Kos-

ten für den Weg zur Arbeit steuerl ich 

behandelt werden,  wenn z.  B.  ein 

weiträumiges Arbeitsgebiet aufge-

sucht wird.  Der Bundesfinanzhof be-

stätigte,  dass auch in diesen Fäl len 

die Entfernungspauschale gi lt.  Die 

Fahrtkosten können also nicht nach 

dem günstigeren Reisekostenrecht  

bei  der Steuer abgerechnet werden.   

 

Wozu die Bestimmung?  

Für  Arbeitnehmer gibt es  höchstens 

eine erste Tätigkeitsstätte  je Ar-

beitsverhältnis .  Wenn der  Arbeitneh-

mer außerhalb seiner Wohnung und der  

ersten Tätigkeitsstätte berufl ich tät ig  

wird,  l iegt e ine Dienst reise vor.  Hierbei  

können Reisekosten umfangreicher  

steuerl ich  geltend gemacht werden.  

U.a.  kann bei einer Dienstreise der Ar-

beitgeber Fahrtkosten steuerfrei  er-

statten.  Erstattet der  Arbeitgeber die  

Kosten nicht,  können sie bei der E in-

kommensteuererklärung angesetzt  

werden.  

Zu den  Reisekosten  gehören:  

  Fahrtkosten (Hin- und Rückweg)  

  Verpf legungsmehraufwendungen  

  Übernachtungskosten  

  Reisenebenkosten  

Aufwendungen des Arbeitnehmers für  

die Wege zwischen Wohnung und ers-

ter Tätigkeitsstätte hingegen können 

vom Arbeitgeber nicht steuerfrei  er-

stattet werden. Der Arbeitnehmer kann 

für die  Fahrt  zur ersten Tät igkeitsstätte  

pro Arbeitstag jeden  Kilometer der  ein-

fachen Wegstrecke als  Fahrtkosten 

pauschal mit 30  Cent  bei  der  Steuer 

ansetzen (sog. Entfernungspauschale) .  

Für die Abrechnung der Fahrtkosten ist  

daher erheblich,  ob eine erste Tätig-

keitsstätte vorl iegt.  Aufgrund der steu-

erl ichen Einschränkungen sollte bei der  

Bestimmung der ersten Tätigkeitsstätte  

genau h ingeschaut werden.   

 

Definition  

Erste Tätigkeitsstätte ist  nach der ge-

setzl ichen Definit ion die ortsfeste 

betriebliche Einrichtung des Arbeit-

gebers,  eines verbundenen Unter-

nehmens (Unternehmen im gle ichen 

Konzern)  oder eines vom Arbeitgeber 

bestimmten Dri tten (z.  B.  e ines Kun-

den),  der der Arbeitnehmer dauerhaft  

zugeordnet ist .  
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Zuordnung durch Arbeitgeber  

Die Zuordnung zur ersten Tät igkeits-

stätte wird durch die dienst- oder ar-

beitsrechtl ichen Fest legungen sowie 

durch die Absprachen und Weisungen 

des Arbeitgebers best immt, die diese 

konkretisieren. Dabei  zählen zu den 

arbeitsrecht l ichen Weisungen al le  

schri ft l ichen, aber auch mündl ichen 

Absprachen oder Weisungen.  

 

 

Umfangreiche und nützliche Infor-
mationen zum Reisekostenrecht  er-
halten Sie in unserem BdSt -

Ratgeber Nr. 11.  

 

1. Urteil  Polizist  
Der Stre itfal l  betraf einen Poliz isten,  

der arbeitstäglich zunächst seine 

Dienststel le aufsuchte und von dort  

seinen Einsatz- und Streifendienst  

antrat .  Die Tät igkeiten in der Dienst-

stel le beschränkten s ich im Wesentl i -

chen auf die Vor- und Nachbereitung 

des E insatz- und Stre ifendienstes.  In  

seiner Einkommensteuererk lärung 

machte er  Fahrtkosten von seiner  

Wohnung zu der Polizeidienststel le  

sowie Verpflegungsmehraufwendu n-

gen entsprechend der bisherigen 

Rechtsprechung nach Dienstreise-

grundsätzen geltend.  Er g ing davon 

aus,  dass keine erste  Tätigkeitsstätte  

vorl iege, da er  schwerpunktmäßig au-

ßerhalb der  Polize idienststel le im Au-

ßendienst tätig  sei .  Das Finanzamt  

(FA)  erkannte ledigl ich die  Fahrtkos-

ten in Höhe der Entfernungspauschale  

an. Mehraufwendungen für Verpfle-

gung setzte es nicht an. Das Finanzge-

richt  (FG) gab dem Finanzamt recht .  

Der BFH hat das Urteil  bestät igt .   Ist  

der Arbeitnehmer einer bestimmten 

Tätigkeitsstätte  durch arbeits -  oder 

dienstrecht l iche Fest legungen sowie 

diese ausfüllenden Absprachen und 

Weisungen des Arbeitgebers dauer-

haft  zugeordnet,  ist  es unerhebl ich,  in  

welchem Umfang er  seine berufl iche 

Tätigkeit  an dieser oder auch anderen 

Tätigkeitsstätten ausübt. Auf den qua-

l itativen Schwerpunkt der Tätigkeit  

kommt es also nicht  an.  Steuerrecht-

l ich nicht anerkannt wird a l lerdings,  

dass der Arbeitnehmer einer Einrich-

tung arbeitsrecht l ich zugeordnet  

wird,  ohne dass er in  dieser Einrich-

tung –  auch nicht in geringem Umfang 

–  tätig werden soll .  Ein Tätigwerden 

in ganz geringem Umfang reicht aber  

schon aus ,  damit die  Zuordnung des 

Arbeitgebers maßgebend ist . Dies war 

nach den Feststel lungen des FG bei  

dem Streifenpol iz isten im Hinbl ick auf  

Schreibarbeiten und Dienstantrittsbe-

sprechungen der Fal l .  (VI R 27/17)  

 
2.  Urteil  Pilot in 

Der Fall  betraf  eine Pi lotin.  Auch sie  

machte Fahrtkosten zwischen  ihrer  

Wohnung und dem Flughafen und 

darüber hinaus  Verpflegungsmehr-

aufwendungen erfolglos gegenüber FA 

und FG geltend. Der BFH hat auch in 

diesem Fall  das FG-Urteil  bestät igt .  

Fl iegendes Personal  –  wie  Pi loten  

oder Flugbegle iter  – ,  das von seinem 

Arbeitgeber arbeitsrechtl ich einem 

Flughafen dauerhaft  zugeordnet ist  

und auf dem Flughafengelände zu-

mindest in ger ingem Umfang Tätigkei-

Hinweis:   Entgegen der Meinung des 

Bundesf inanzministeriums  muss 

nach neuester BFH-Rechtsprechung 

die Zuordnungsentscheidung vom 

Arbeitgeber nicht  dokumentiert  

werden. Bei mehreren Tätigkeits-

stätten ist  es aber ratsam, die  erste  

Tätigkeitsstätte zu dokumentieren, 

um Streit  mit  der Finanzverwaltung 

zu vermeiden  
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ten erbr ingt,  die aus dem Arbeitsver-

trag geschuldet  werden, hat  nach dem 

Urteil  des  BFH dort  seine erste Tätig-

keitsstätte. Da die Pi lotin in den auf  

dem Flughafengelände gelegenen 

Räumen der Air l ine in gewissem Um-

fang auch Tätigkeiten im Zusammen-

hang mit der Flugvor- und Flugnach-

bereitung zu erbringen hatte,  verfüg-

te sie  dort  über e ine erste Tät igkeits-

stätte. Unerheblich war somit,  dass  

sie überwiegend im internationalem 

Flugverkehr tätig war.   Der BFH weist  

zudem darauf hin,  dass auch e in groß-

flächiges und entsprechend infra-

strukturel l  erschlossenes Gebiet  (z .  B.  

Werksanlage,  Betr iebsgelände,  Bahn-

hof oder F lughafen)  als (großräumige)  

erste Tätigkeitsstätte in Betracht  

kommt. (VI R 40/16)  

 

3. Urteil  Flughafenpersonal  

In einem weiteren Urteil  hat der  BFH 

den Ansatz der Fahrtkosten nach 

Dienstreisegrundsätzen bei einer  

Luftsicherheitskontrol lkraft  verneint,  

die auf dem gesamten Flughafenge-

lände eingesetzt wurde.  (VI R 12/17)  

 

4.   Urteile zu befristete Be-
schäftigungsverhältnisse  

Der BFH hat außerdem in zwei Fäl len  

befristeter Arbeitsverhältnisse  ent-

schieden. E ine erste  Tätigkeitsstätte  

l iegt dann vor,  wenn der Arbeitneh-

mer für die Dauer des befr isteten 

Dienst-  oder Arbeitsverhältnisses an 

einer ortsfesten betr ieblichen Einrich-

tung tätig werden soll .  War der Ar-

beitnehmer im Rahmen dieses befris-

teten Arbeitsverhältnisses bereits e i-

ner ersten Tät igkeitsstätte zugeord-

net und wird er später einer anderen 

Tätigkeitsstätte zugeordnet,  kann die-

se zweite Zuordnung nicht mehr "für  

die Dauer des Arbeitsverhältnis ses"  

angelegt  werden.  Somit kann die  letz-

tere Tätigkeitsstätte keine erste Tä-

t igkeitsstätte mehr darstellen.  Ab die-

sem Zeitpunkt  können somit wieder 

die Dienstreisegrundsätze Anwendung 

f inden. (VI R 36/16; VI R 6/17)  
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